
   

editorial 

 

Auch nach fünfzehn Monaten ist ein Frieden im Osten Europa 

nicht in Sicht. Der Krieg in der Ukraine bewirkte, daß auf bei-

den Seiten Angehörige der deutschen Minderheit verstärkt 

zum Militärdienst eingezogen werden. 

 

Dies ist nur die eine ganz beklagenswerte Seite der Medaille; 

die andere ist, daß trotz den Lippenbekenntnissen aus dem 

Bundesinnenministerium sich in der Aufnahmepraxis von 

Spätaussiedlern aus dieser Krisenregion gar nichts geändert 

hat: Mit einem unglaublichen Bürokratieaufwand wird den 

Deutschstämmigen der Spätaussiedlerstatus verweigert und 

den meisten Antragstellern droht sogar die Abschiebung in die 

Kriegsregion. 

 

Auf der anderen Seite werden ehemalige afghanische Orts-

kräfte über zentralasiatische Drittländer ausgeflogen: Gerech-

tigkeit ist offensichtlich nicht mehr eine Tugend der Berliner 

Regierenden. Es hieß ja einmal: „Lieber nicht regieren, als 

schlecht regieren.“ An den Fleischtöpfen angekommen, heißt 

es aber wieder: „Was interessiert mich mein Geschwätz von 

gestern.“ 

 

Vadim Derksen    Herbert Karl 
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Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

44. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

im April 2023 

Bild: https://www.russlanddeutsche.de/de/friede.html 

An den Frühling 

Noch immer, Frühling, bist du nicht 

Gekommen in mein Thal, 

Wo ich dein liebes Angesicht 

Begrüßt das letztmals. 

 

Noch stehn die Bäume dürr und baar 

Um deinen Weg herum 

Und strecken, eine Vettlerschaar, 

Nach dir die Arme stumm. 

Frühblumen wähnten dich schon hier, 

Frost bringt sie um ihr Glück, 

Sie sehnten sich heraus nach dir, 

Und können nicht zurück. 

 

Die Schwalbe stiegt bestürzt umher, 

Und ruft nach dir voll Gram, 

Bereut schon, daß sie über's Meer 

Zu früh herüberkam. 

von Nikolaus Lenau 
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Aktualität 

Pressemitteilung vom 4.05.2023 

 

Erdüberlastungstag am 4.5.2023: Friedensverweigerer im Plöner Kreistag und Wohnraumvernichter in Heikendorf 

 

Turbo-Kapitalismus, Ideologien und Ignoranz verhindern auch im Kreis Plön eine nachhaltige Zukunftsorientie-

rung. Die Alternative bietet die AfD im Schleswig-Holsteiner Kommunalwahlkampf 2023. 

 

„Heute ist der deutsche Erdüberlastungstag“, sagt Prof. Dr. Karin Kaiser. Sie ist die AfD-Kandidatin bei der Gemeinde-

wahl in Heikendorf für den Wahlkreis 204 (Heikendorf Nord). Für die Wahl in den Plöner Kreistag kandidiert sie für den 

Wahlkreis 10 (Heikendorf). 

 

Karin Kaiser stellt heraus, daß für sie das Thema „Frieden im Ukraine-Krieg“ eine ganz besondere Bedeutung hat. „Wir 

spüren die Auswirkungen des Krieges auch im Kreis Plön und in Heikendorf“, sagt Karin Kaiser. „Steigende Preise für 

Energie und Nahrungsmittel sowie Wohnraum stellen vermeidbare Belastungen für die Bürgerinnen und Bürger dar. 

Frieden ist auch ein Menschenrecht, das von uns mit allen Kräften geschützt werden muß. Leider haben das die Abge-

ordneten im Plöner Kreistag anders gesehen und sich dem Frieden verweigert.“ 

 

Karin Kaiser hatte in der letzten Sitzung des Plöner Kreistags in der laufenden Amtsperiode am 27. April 2023 eine Re-

solution zum Frieden im Ukraine Krieg eingebracht. Dieser Antrag wurde mit 47 Nein-Stimmen bei zwei Ja-Stimmen und 

keiner Enthaltung abgelehnt. Nur die beiden AfD-Abgeordneten Karin Kaiser und Alexis Giersch hatten für den Antrag 

gestimmt. Karin Kaiser forderte in ihrer Rede, daß „Diplomaten statt Granaten“ gesandt werden sollten. Dies wurde je-

doch von den Plöner Kreistagsabgeordneten mit lautstarkem Protest abgelehnt. „Das ist Putins Propaganda!“, „Den An-

trag in der Duma einbringen“, „Das ist unerhört““, „Ruhe!“, „Aufhören!“ und weitere Zwischenrufe kamen aus allen Rich-

tungen. 

 

„Ich bin erschüttert“, sagt Karin Kaiser, „daß sich die Abgeordneten in dieser häßlichen Art und Weise gegenüber der 

Friedensresolution verhalten haben. In der fünfjährigen Amtsperiode des Plöner Kreistags seit 2018 habe ich viele nette 

Gespräche mit Abgeordneten führen können. Ein solches ideologisiertes bellizistisches Verhalten hätte ich nicht erwar-

tet. Krieg zerstört Menschen, Umwelt und Ressourcen. Deshalb sollte sich jeder im Rahmen seiner Möglichkeiten für den 

Frieden einsetzen.“ 

 

Ein ideologisiertes Verhalten sieht Karin Kaiser auch in der anstehenden Wohnraumvernichtung in Heikendorf. Drei funk-

tionsfähige Mehrfamilienhäuser mit rund 10 Wohnungen im gewachsenen Heikendorfer Ortskern stehen inzwischen leer. 

Sie sollen demnächst für einen größeren Supermarkt und mehr Parkplätze abgerissen werden. „Ich wohne inzwischen 

seit 16 Jahren in Heikendorf“, sagt Karin Kaiser. „Es ist mir nicht bekannt, daß es einmal Versorgungsengpässe in Hei-

kendorf gegeben hätte. Auch in der Coronazeit war die Versorgung der Menschen mit Nahrungsmitteln gewährleistet. 

Man muß nicht um jeden Preis abreißen und neu bauen. Dies sind Exzesse des Turbo-Kapitalismus‘. Leider hat es die 

Gemeinde Heikendorf bisher nicht geschafft, eine nachhaltige Lösungsalternative zu finden. Auch das Aktionsforum für 

Nachhaltigkeit e. V., ein gemeinnütziger Verein in Heikendorf, hat sich bis jetzt dazu nicht positioniert. Ulrich Dagge vom 

Aktionsforum hat mir dazu im Telefongespräch am 3. Mai 2023 gesagt, daß sie ein kleiner Verein seien und sich man-

gels Ressourcen nicht damit beschäftigen könnten. Das Aktionsforum wollte aber auch nicht, daß ich als AfD-

Spitzenkandidatin für die Gemeindewahl in Heikendorf an der Podiumsdiskussion vom 3. Mai 2023 teilnehmen konnte. 

Gern hätte ich dort unsere Vorstellungen für eine sachorientierte nachhaltige Entwicklung in Heikendorf dargestellt (z. B. 

behutsame Sanierung, keine Versiegelung weiterer Flächen, Begrenzung des Wachstums). Ulrich Dagge sagte mir dazu 

aber, daß man sich derzeit mit der AfD nicht sachlogisch auseinandersetzen wolle. Dies mußte ich dann leider so akzep-

tieren.“ 

 

Abschließend stellt Karin Kaiser heraus, daß es sehr schwer sein wird, den Erdüberlastungstag weiter nach hinten zu 

schieben, wenn selbst im kleinen Bereich auf kommunaler Ebene die Menschen in ideologisierter Weise handeln und 

nicht bereit sind, sachlich das Für und Wider von einzelnen Argumenten abzuwägen. Karin Kaiser sieht darin auch einen 

wichtigen Bildungsauftrag, um das Fundament der Demokratie zu stärken. 

 

Prof. Dr. Karin Kaiser 

 

Steuerberaterin – Wirtschaftsprüferin 

Hochschullehrerin 
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Der Frieden im Kommunalwahlkampf 2023 in Schleswig-Holstein: Ein Bericht aus dem Kreis Plön 

 

Am Sonntag, 14. Mai 2023 findet die Kommunalwahl in Schleswig-Holstein statt. Die Gemeinde- und Kreisvertretungen werden 

neu gewählt. Die Kommunen sind durch die Flüchtlinge, vor allem aus dem Ukraine-Krieg, sehr belastet. Trotzdem ist der Frieden 

im Ukraine-Krieg für die Altparteien, wie zum Beispiel CDU, SPD, Bündnis 90/Die GRÜNEN, kein Thema. Dagegen ist für die AfD 

das Thema „Frieden“ wichtig. 

 

Der AfD-Kreisverband Plön tritt nicht nur bei der Kreiswahl an, sondern auch bei der Gemeindewahl in Heikendorf. Die Spitzen-

kandidatin, Prof. Dr. Karin Kaiser, und Wahlkampfkoordinatorin für Heikendorf sagt: „Ich kann mich noch gut erinnern, als ich die 

Gespräche mit möglichen Interessenten für eine Kandidatur geführt habe. Das Thema „Frieden“ wurde ziemlich schnell angespro-

chen. Auch als es später um die Gestaltung der Wahlplakate und die Texte ging, war das Thema „Frieden“ wichtig.“ 

 

Der älteste AfD-Kandidat ist Dr. Wolfgang Leisner sen. Er ist über 100 Jahre alt und hat als Zeitzeuge den Zweiten Weltkrieg er-

lebt. Er war als junger Mann im Rußland-Krieg. Er kennt das unermeßliche Kriegsleid auf allen Seiten der Kriegsparteien. Er sagte 

sofort: „Auf meine Wahlplakate kommt nur der Frieden. Frieden in großen dicken Buchstaben. Frieden ist ein Menschenrecht. 

Frieden ist die Grundlage für unser Leben. Dafür müssen wir uns einsetzen.“ 

 

Auch für andere AfD-Kandidaten ist Frieden sehr wichtig. Der Heikendorfer Lars Werber setzt sich vor allem ein für Frieden, 

Menschlichkeit und Rücksichtnahme. Für Eva-Maria Leisner stehen auch Frieden und Menschlichkeit im Mittelpunkt. Karin Kaiser 

hebt hervor, daß für sie Frieden, Naturschutz und Menschlichkeit eine große Bedeutung haben. Entsprechend sind die Wahlplaka-

te für die Gemeindewahl in Heikendorf gestaltet. 

 

Bereits im vergangenen Jahr 2022 hat Karin Kaiser ein Friedensprojekt gestartet. Sie hat das Buch geschrieben „WIR für den Frie-

den! Stimmen zum Ukrainekrieg“ Pünktlich zum Weltfriedenstag am 21. September 2022 wurde das Buch veröffentlicht. Mehr als 

30 Menschen haben sich mit einem Beitrag, mit ihrem Namen und mit ihrer Anschrift für den Frieden eingesetzt. Sie haben sich 

klar positioniert, obwohl die deutsche Bundesregierung Waffen in die Ukraine geliefert hat und Frieden kein Teil des damaligen 

Zeitgeistes sein sollte. Dies wurde deutlich in einer veränderten Medienberichterstattung und ganz besonders in einer Kriegstrei-

berhaltung von Spitzenpolitikern der Grünen. 

 

„Es war fast greifbar zu spüren, wie versucht wurde, den Bellizismus in die Köpfe der Bürgerinnen und Bürger zu plazieren“, sagt 

Karin Kaiser. „Im Rahmen der vielen Gespräche, die ich für das Friedensprojekt geführt habe, kann ich mich noch sehr gut an den 

alteingesessenen Kieler Unternehmer erinnern. Er sagte zu mir, daß ich mit dem Friedensprojekt Recht haben würde. Trotzdem 

würde er sich nicht beteiligen aus Angst vor Repressalien. Auch eine Jura-Studentin, die später einmal Richterin werden möchte, 

erklärte, daß sie aus Angst vor späteren beruflichen Nachteilen lieber anonym bleiben wolle. Es ist erschreckend, daß Menschen 

Angst haben, sich für den Frieden einzusetzen.“ 

 

Am 8. Mai 2023 jährt sich das Ende des Zweiten Weltkriegs zum 78. Mal. Mit Gedenkveranstaltungen wird an das Kriegsende erin-

nert. Es hat damals mehr als 60 Millionen Kriegstote gegeben. Diese unvorstellbar große Zahl an Toten bedeutet im übertragenen 

Sinn, daß faktisch die Bevölkerung eines größeren europäischen Landes ausgelöscht wurde. 

 

Haben die Menschen die Grauen des Krieges vergessen? Warum ist die Friedensbewegung in Deutschland nicht stärker? Sehen 

die Menschen nicht, daß sich durch den Ukraine-Krieg die drohenden Wolken eines Dritten Weltkriegs langsam immer weiter 

verdichten? 

 

„Meine Vorfahren mütterlicherseits sind Vertriebene aus dem Sudetenland“, sagt Karin Kaiser. „Ich weiß noch genau, was meine 

Großmutter von den damaligen Ereignissen berichtet hat. Die tschechischen Soldaten standen vor der Tür und sagten: ‚Du raus 

Frau, in 2 Stunden.´ Meine Großmutter war eine patente Frau. Das Ereignis traf sie nicht unerwartet. Trotzdem war es ein Schock, 

als es dann soweit war. Sie wurden aus der Heimat vertrieben: mit zwei halbwüchsigen Kindern und dem, was man auf einem 

Handwagen mitnehmen konnte. Das alte Leben und ihr Eigentum wurden ihnen quasi unter den Füßen weggerissen. Sie wurden 

entwurzelt und ihrer Individualität beraubt. Viele Menschen starben auf dem Flüchtlingstreck nach Westen. Irgendwann kamen 

sie dann im Grenzdurchgangslager in Friedland an. Und dann ging es Schritt für Schritt weiter mit dem Aufbau einer neuen Exi-

stenz. Sie haben bei Null angefangen und mußten sich alles wieder erarbeiten.“ 

 

Deutschland muß endlich die Kraft finden, aus den Schatten der Vergangenheit herauszutreten. Deutschland ist das Land der 

Dichter und Denker. Deutschland gehört international zu den fünf führenden Erfinderländern. Im Jahr 2022 waren China, die Ver-

einigten Staaten, Japan, die Republik Korea und Deutschland in den Anmeldungen führend, die über den Patent Cooperation 

Treaty der WIPO (PCT) eingereicht wurden.(1) 

 

Fortsetzung auf S. 4 
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Fortsetzung von S. 3 

 

 

Deutschland muß gerade vor dem Hintergrund seiner besonderen historischen Verantwortung eine führende Rolle in der geo-

strategischen Friedensarchitektur übernehmen. Rußland gehört zu Europa: geographisch, geschichtlich und kulturell.(2) Wir 

brauchen keinen Wiedergänger des Kalten Krieges in Europa, der sich inzwischen immer mehr zu einem heißen Krieg entwic-

kelt. Es sind die Sicherheitsinteressen aller Länder, auch von Rußland, zu berücksichtigen. Deutschland könnte viel Gutes bewir-

ken, wenn es sich auf diplomatischem Wege intensiv für den Frieden einsetzen würde. Dabei darf es auch keine Denkverbote 

geben. Auf Lösungsvorschläge auf der Basis von neutralen Ostgebieten in der Ukraine oder der Übergabe dieser Gebiete an 

Rußland – in Abhängigkeit von der Abstimmung der Bürger in Referenden – dürfen nicht von vornherein ausgeschlossen wer-

den. 

 

Aber wie kann eine vernünftige Friedenspolitik auf der großen Weltbühne gelingen, wenn es selbst auf kommunaler Ebene, z. 

B. im Kreis Plön, nicht möglich ist, die Menschen für den Frieden zu gewinnen? 

 

Karin Kaiser hatte in der letzten Sitzung des Plöner Kreistags in der laufenden Amtsperiode am 27. April 2023 eine Resolution 

zum Frieden im Ukraine-Krieg eingebracht. Dieser Antrag wurde mit 47 Nein-Stimmen bei zwei Ja-Stimmen und keiner Enthal-

tung abgelehnt. Nur die beiden AfD-Abgeordneten Karin Kaiser und Alexis Giersch hatten für den Antrag gestimmt. Als Karin 

Kaiser „Diplomaten statt Granaten“ forderte, wurde dies von den Plöner Kreistagsabgeordneten mit lautstarkem Protest (z. B. 

„Putins Propaganda“, Aufhören“) quittiert. 

 

„Ich bin erschüttert“, sagt Karin Kaiser, „dass sich die Abgeordneten in dieser häßlichen Art und Weise gegenüber der Friedens-

resolution verhalten haben. In der fünfjährigen Amtsperiode des Plöner Kreistags seit 2018 habe ich viele nette Gespräche mit 

Abgeordneten führen können. Ein solches ideologisiertes bellizistisches Verhalten hätte ich nicht erwartet. Krieg zerstört Men-

schen, Umwelt und Ressourcen. Deshalb sollte sich jeder im Rahmen seiner Möglichkeiten für den Frieden einsetzen.“ 

 

Der Schleswig-Holsteinische Bundestagsabgeordnete Gereon Bollmann, bis zu seinem Ruhestand Richter am Oberlandesgericht 

Schleswig, setzt sich auch für den Frieden im Ukraine Krieg ein. „Er ist unser Bollmann gegen den Krieg“, schmunzelt Karin Kai-

ser. „Als Richter im Ruhestand kann er auch sehr genau die rechtlichen Implikationen beurteilen. Es ist natürlich problematisch, 

daß der wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages schon festgestellt hat, daß Deutschland nicht mehr auf den gesi-

cherten Boden der Nichtkriegsführung steht. Der wissenschaftliche Dienst hatte dies im Zusammenhang mit der Ausbildung 

ukrainischer Soldaten an zu liefernden Waffensystemen in Deutschland konstatiert.“ 

 

Karin Kaiser wird sich weiterhin für den Frieden einsetzen. Der Wahlkampf in Heikendorf wurde auch schon von den Christen in 

der AfD unterstützt. Aus dem Vorstand der Regionalgruppe Nord waren der Pinneberger René Roberts und Jürgen Mende in 

Heikendorf. „Wir haben uns auch das U-Boot-Ehrenmal Möltenort in Heikendorf angeschaut“, sagt Karin Kaiser. „Jeder Bellizist 

sollte dort hingehen, um die vielen Namen der Toten auf den Gedenktafeln zu sehen.“ Das Ehrenmal ist eine Gedenkstätte für 

die im Ersten Weltkrieg und Zweiten Weltkrieg gefallenen Soldaten der deutschen U-Boot-Einheiten sowie für alle Opfer des U-

Boot-Krieges. Es wird auch der im Dienst ums Leben gekommenen U-Boot-Fahrer der Bundeswehr gedacht. 

 

„Beeindruckend ist auch die Gedenktafel mit dem Gebet von Pastor Alfons Kordecki“, sagt Karin Kaiser. „Er gedenkt aller Men-

schen, die in den beiden Weltkriegen auf beiden Seiten gekämpft haben und gestorben sind. Dies ist auch ein wichtiger Schritt 

zur Versöhnung der Völker und der Generationen.“ 

(1) Vgl. WIPO: Internationale Patentanmeldungen trotzen den Herausforderungen von 2022 und setzen  Aufwärtstrend fort. 

Genf, 28. Februar 2023. https://www.wipo.int/pressroom/de/articles/2023/article_0002.html, Abruf am 8.5.2023. 

(2) Katharina die Große war Preußischer Herkunft. Die Mehrheit der russischen Bevölkerung lebt auf dem bis zum Ural reichen-

den europäischen Kontinent. Moskau ist im Jahr 2022 mit 12,6 Millionen Einwohnern die größte europäische Stadt. Russische 

Künstler haben über mehrere Jahrhunderte einen wichtigen Beitrag zum kulturellen Erbe Europas geleistet. In der europäischen 

Literatur sind zum Beispiel zu nennen Puschkin, Dostojewski und Tolstoi. In der europäischen Musik sind zum Beispiel zu nennen 

Rubinstein, Mussorgski und Rachmaninow. Im Ballett ist das Meisterwerk Schwanensee von Tschaikowski herausragend. In der 

europäischen Malerei sind zum Beispiel Chagall und Kandinsky zu nennen. Vgl. Euronaut, Gehört Russland zu Europa? http://

www.leseuronautes.eu/gehoert-russland-zu-europa/, Abruf am 8.5.2023. 

 

8.05.2023 

Prof. Dr. Karin Kaiser aus Heikendorf, AfD-Kreisverband Plön 

Anschrift: Steenbrook 19, 24226 Heikendorf 
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Pressemitteilung vom 8.04.2023 

 

AfD am 13. April 2023 in Heikendorf – Friedenseinsatz mit Zeitzeuge Dr. Wolfgang Leisner sen. 

 

Die AfD tritt im Kreis Plön zur Kreistagswahl und in Heikendorf zur Gemeindewahl am 14. Mai 2023 an. 

Ein wesentliches Thema ist der Frieden im Ukraine-Krieg. 

 

„Ich freue mich auf das Gespräch mit den Bürgerinnen und Bürgern“, sagt der Arzt im Ruhestand Dr. Wolfgang 

Leisner sen. Er ist der Kandidat bei der Gemeindewahl in Heikendorf für den Wahlkreis 201 (Heikendorf Süd). 

Für die Wahl in den Plöner Kreistag kandidiert er für den Wahlkreis 21 (Probstei West/Neuheikendorf). 

 

Wolfang Leisner stellt heraus, daß für ihn das Thema „Frieden im Ukraine-Krieg“ eine ganz besondere Bedeu-

tung hat. „Wir spüren die Auswirkungen des Krieges auch im Kreis Plön und in Heikendorf“, sagt Wolfgang Leis-

ner. „Steigende Preise für Energie und Nahrungsmittel sowie Wohnraum stellen vermeidbare Belastungen für 

die Bürger dar. Frieden ist auch ein Menschenrecht, das von uns mit allen Kräften geschützt werden muß.“ 

 

Wolfgang Leisner hebt hervor, daß er als Zeitzeuge den Zweiten Weltkrieg erlebt hat. „Ich bin als junger Mann 

damals im Rußland-Krieg gewesen. Ich habe erlebt, welche Zerstörung ein Krieg verursacht. Menschen werden 

getötet und verwun-

det. Es sind nicht nur 

Soldaten, sondern 

auch die Zivilbevölke-

rung mit Frauen und 

Kindern betroffen. Als 

Arzt weiß ich genau, 

was eine Kugel oder 

eine Granate mit ei-

nem menschlichen 

Körper anrichten 

kann. Das unermeßli-

che Kriegsleid muss 

daher durch einen 

sofortigen Waffenstill-

stand beendet wer-

den. Wir brauchen 

einen Frieden am 

Verhandlungstisch 

und keine weiteren 

Waffenlieferungen in 

das Kriegsgebiet. Dafür setze ich mich ein. Es wäre sehr schön, wenn wir eine Heikendorfer Resolution zum 

Frieden im Ukraine-Krieg auf den Weg bringen könnten. Auch eine Friedensresolution im Plöner Kreistag hätte 

eine wichtige Ausstrahlungswirkung.“ 

 

Dr. Wolfgang Leisner sen. wird am Donnerstag, 13. April 2023, ab 10:15 Uhr in Heikendorf auf dem Schmiede-

platz zusammen mit anderen Kandidierenden die Fragen der Bürger zum Wahlprogramm der AfD beantworten. 

Auch die Presse ist herzlich eingeladen. 

 

8. April 2023 

Prof. Dr. Karin Kaiser  

Steuerberaterin - Wirtschaftsprüferin 

Hochschullehrerin 
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Alfred de Zayas: Politische Provokationen oder die 

verwerfliche Kunst der Kriegstreiberei 

05. 05. 2023 

Politische Provokationen sind keine harmlosen Spiele 

 
Von ALFRED DE ZAYAS 

 

Die Provokation bringt ein Verhalten mit sich, das die 

andere Seite zu einer feindseligen Reaktion veranlaßt. 

Im nationalen und internationalen Recht kann eine 

Provokation eine unerlaubte Handlung oder sogar ein 
Verbrechen darstellen – zur Angst, Wut oder Empö-

rung. 

 

Im Vereinigten Königreich beispielsweise verbietet 

das Gesetz öffentlicher Ordnung (Public Order Act) „mißbräuchliche oder bedrohliche Worte oder Verhaltensweisen“, insbesondere „zur 
Provokation unmittelbarer Anwendung rechtswidriger Gewalt“. 

 

Im Gegensatz dazu ist im internationalen Recht in Artikel 2 Absatz 4 der UN-Charta ein absolutes Verbot der Gewaltanwendung veran-

kert. Leider legen sich mächtige Länder Ausnahmen von dieser Regel zurecht, z. B. indem sie ein nicht existierendes Recht auf 

„präemptive“ Selbstverteidigung oder die so genannte Doktrin der „Verantwortung zum Schutz“ daraus ableiten, beides Mogelpackun-
gen zur Umgehung von Art. 2(4) der UN-Charta. 

 

Die letzten bewaffneten Konflikte in Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien und der Ukraine dokumentierten die Tendenz, dieses 

Gewaltverbot aufzuweichen. Das kann durch willfährige Medien noch begünstigt werden, die Fakten und Narrative so lenken, daß An-

wendung von Gewalt „legitimiert“ scheint, wie beispielsweise durch: 
 

die USA mit ihrer Koalition der Willigen bei ihrer Aggression im Jahr 2003 gegen den Irak, der nicht provozierte. 

 

Entlastung des Provokateurs, wie z. B. durch Verharmlosung der ungeheuerlichen Provokationen der NATO in der Ukraine. 

Es wäre abstrus zu behaupten, die Anwendung von Gewalt im Irak wäre legitim gewesen: Es war ein Verbrechen gegen die Menschlich-

keit! 

 
Weit hergeholt klingt die Behauptung, die Invasion in die Ukraine wäre „unprovoziert“ erfolgt. Zugegeben, der Einmarsch Rußlands in 

die Ukraine war ein schwerer Verstoß gegen die UN-Charta. Aber auch die vorangegangenen NATO-Provokationen verstießen gegen 

Artikel 2 Absatz 4, der nicht nur die Anwendung von Gewalt, sondern auch die Androhung von Gewalt verbietet. 

 

Wie die Professoren John Mearsheimer, Richard Falk, Jeffrey Sachs und andere ausführten, wurde die NATO-Ost-Erweiterung von Ruß-
land als Versuch der Einkreisung und letztlich existentielle Bedrohung wahrgenommen. 

 

Die fortgesetzten Provokationen der NATO in Georgien, der Ukraine und anderswo stellen zweifellos geopolitische Schikanen dar, die 

den Buchstaben und dem Geist der UN-Charta zuwiderlaufen. 

 

Jeder Versuch Rußlands, diese Bedrohung durch friedliche Verhandlungen zu entschärfen, wie in Artikel 2 Absatz 3 der UN-Charta gefor-
dert, wurde von den USA und der NATO zurückgewiesen. 

 

So kann argumentiert werden, daß es verwerflicher sei, jemanden zu provozieren, als auf Provokationen aggressiv zu reagieren, denn 

die Provokation war vorsätzlich lanciert und nicht zufällig; doch die Reaktion darauf erfolgte ad hoc bzw. ohne Vorsatz. Provozieren be-

deutet, jemanden absichtlich aufbringen, den Fehdehandschuh entgegenzuwerfen und zum Kampf herauszufordern. 
 

Natürlich sollte der Gegenschlag im Verhältnis zur Provokation stehen. Aber wir Menschen zeigen eine beängstigende Neigung zur 

Überreaktion. Unter dem Strich gilt: Sowohl Provokation als auch Vergeltung sind als verwerflich zu betrachten. Aber derjenige, der 

provoziert, trägt die größere moralische Verantwortung. 

 
Dementsprechend sollte politische Provokation als ein Merkmal der Aggression und als internationales Verbrechen eingestuft werden. 

 

Übersetzung aus dem Englischen: UNSER MITTELEUROPA 

 

Zeitungsauschnitt: Sarajevo 28. June 1914: Provocation and starting-shot for the American Century 

 
Quelle: https://unser-mitteleuropa.com/alfred-de-zayas-politische-provokationen-oder-die-verwerfliche-kunst-der-kriegstreiberei/ 
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Die deutsche Regierung lässt sich vom nigerianischen Staatspräsidenten vorführen: Die an Nigeria restituierten Benin-Bronzen 

sollen in den privaten Besitz des Königshauses übergehen 
 
Die Königsfamilie in Benin City erhebt Anspruch auf alle aus dem Land gestohlenen Artefakte. Das könnte weitreichende Konse-

quenzen haben für die Restitutionsdebatte und offenbart die Naivität, mit der sie teilweise geführt wird. 

 
von Roman Bucheli 
 
Im Dezember vergangenen Jahres wurde mit Inbrunst ein erster Schritt zelebriert, um ein langes Unrecht aus der Welt zu schaffen. 
Die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock war zusammen mit der Kulturstaatsministerin Claudia Roth in die nigerianische 
Hauptstadt Abuja geeilt, um hier in einem Staatsakt die ersten zwanzig Benin-Bronzen dahin zurückzubringen, wo sie vor über hun-
dert Jahren geraubt worden waren. 
 
Die unter großer Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit vollzogene Rückgabe stellte lediglich den symbolischen Anfang einer bei-
spiellosen Restitutionskampagne dar. Rund 1100 in Deutschland befindliche Objekte sollen in den nächsten Jahren entweder nach 
Nigeria übergeführt werden oder in deutschen Museen als Leihgaben des nigerianischen Staates verbleiben. 
Die Artefakte gehören allesamt zu jenen Kunstwerken, die 1897 von der britischen Armee im Zuge einer Strafexpedition gegen das Königreich Benin erbeutet wor-
den waren. Sie gelangten über London in den internationalen Kunsthandel und werden seither in zahlreichen Museen in Europa und den USA ausgestellt. Seit vie-
len Jahren wird um die Rückgabe dieser kostbaren Kunstschätze gerungen. 
Der französische Präsident Emmanuel Macron befeuerte die Debatte entscheidend, als er 2017 in einer Rede vor Studenten in Burkina Faso programmatisch fest-
hielt: «Es ist inakzeptabel, daß sich große Teile des kulturellen Erbes afrikanischer Länder in Frankreich befinden.» Ein von ihm in Auftrag gegebener Bericht kam 
zum Schluß, daß die Aneignung afrikanischer Kulturgüter durch Europäer als «Verbrechen gegen die Völker» zu werten sei. 
 
Im privaten Eigentum des Königs 
 
Die deutsche Regierung machte sich inzwischen zur Vorreiterin im Prozeß der Restitution. Der Auftritt ihrer Vertreter an der Zeremonie in Abuja war denn auch ein 
doppeltes Schuldeingeständnis: «Es war falsch, sie zu nehmen, und es war falsch, sie zu behalten», sagte Annalena Baerbock. «Dies ist eine Geschichte des europäi-
schen Kolonialismus. Es ist eine Geschichte, in der unser Land eine dunkle Rolle spielte und in verschiedenen Teilen Afrikas großes Leid verursachte.» Und die Kul-
turstaatsministerin ergänzte, man solle «die Scham darüber nicht verschleiern, daß Nigerias Wunsch nach einer Rückgabe jahrzehntelang ignoriert oder zurückge-
wiesen wurde». 
Nun also sollte alles anders und besser werden. Der gute Wille wurde außerdem mit der Zusage bekräftigt, eine finanzielle Beteiligung von vier Millionen Euro an 
die Kosten des geplanten «Edo Museum of West African Art» zu leisten. Hier sollten dereinst die restituierten Benin-Bronzen und übrigen Artefakte ausgestellt 
werden. Mit dem vom renommierten britisch-ghanaischen Architekten David Adjaye entworfenen Neubau wurden auch verbreitete Zweifel an einer angemessenen 
Präsentation der Kunstschätze ausgeräumt. 
Drei Monate nach diesem für die Geschichtsbücher in Abuja inszenierten Staatsakt mit den hehren Absichten sind diese selbst bereits Geschichte geworden: Wie 
die Ethnologin Brigitta Hauser-Schäublin am Samstag in einem Beitrag für die «FAZ» schreibt, hat der nigerianische Staatspräsident Muhammadu Buhari kurz vor 
Ende seiner Amtszeit mit einem Dekret den deutschen Edelmut als Naivität decouvriert. 
Die Erklärung des Staatspräsidenten hält fest, daß sämtliche restituierten Objekte aus dem britischen Beutezug nicht dem Staat Nigeria gehören. Alle Eigentums-
rechte daran wurden mit dem Dekret an das Königshaus in Benin City übertragen. Das gilt für bereits restituierte wie auch für alle weiteren Artefakte, die noch 
zurückgeführt werden sollen. 
Die Kunstschätze stehen, so heißt es im Dekret, im alleinigen Eigentum des Königshauses, das auch die ausschließliche Verantwortung für die Aufbewahrung und 
Verwaltung der Objekte tragen wird. Der König selber ließ verlauten, daß ein Königliches Museum in der Nähe oder auf dem Areal des Königspalastes geplant sei, 
um die Kunstwerke aufzunehmen. 
Das Edo-Museum, um das schon bald ein Machtkampf zwischen der Trägerschaft und dem Königshaus entbrannt war, wird wohl unter dieser neuen Voraussetzung 
leer bleiben. Und es zeigt sich nun, daß die Benin-Artefakte, deren Restitution immer schon Gegenstand einer hochpolitischen Debatte war, zu einem Spielball der 
Politik geworden sind. 
So dürfte etwa die Bereitschaft der deutschen Regierung zu weitreichenden Restitutionen stark mit ihren wirtschaftlichen Interessen in Nigeria verknüpft gewesen 
sein. Diese Politisierung der Rückgabe mag darum neben ihrer moralischen Aufladung dazu geführt haben, daß man eine bedingungslose Übertragung der Eigen-
tumsrechte an Nigeria in Kauf genommen hat. In den Verträgen ist nur sehr unverbindlich von wissenschaftlicher Kooperation und von Wanderausstellungen die 
Rede. Das dürfte nun hinfällig sein. 
Deutschland hat die Eigentumsrechte an insgesamt 1117 Gegenständen an Nigeria übertragen. Der größte Teil dieser Kunstwerke verbleibt jedoch als Leihgaben in 
den deutschen Museen. Unklar dürfte nun sein, was mit diesen Objekten geschehen wird. Auch das Museum für afrikanische Kunst der Smithsonian Institution in 
Washington befindet sich in einer ähnlichen Lage. Die Eigentumsrechte an 29 Benin-Bronzen wurden im Oktober 2022 an Nigeria übertragen, doch lediglich 9 Ob-
jekte gingen auch physisch nach Afrika. Die restlichen Werke blieben als Leihgaben in Amerika. 
Zwar hat es Zusicherungen gegeben, daß ausschließlich und unangefochten die nigerianische Regierung zuständig sei für die Verwaltung der Museen und Kunstwer-
ke. Mit dem Dekret des Staatspräsidenten dürfte diese Einschätzung Makulatur geworden sein. Mit welchen Konsequenzen für die Leihverträge zu rechnen ist, wird 
sich zeigen. 
 
Bedenkliche Rechtsunsicherheit 
 
Ebenfalls dürfte nun nicht mehr gewährleistet sein, daß die nach Nigeria restituierten Kunstschätze auch tatsächlich der einheimischen Bevölkerung zugänglich 
gemacht werden. Auch dieses Versprechen gehörte zu den hehren Intentionen, als die Übergabe im vergangenen Dezember in Abuja gefeiert wurde. Die Rückfüh-
rung sei die Grundlage für die Auseinandersetzung der nigerianischen Bevölkerung mit ihrem eigenen kulturellen Erbe. 
In Nigeria hat die vom Präsidenten dekretierte Eigentumsübertragung an das Königshaus in Benin City kaum für Aufsehen gesorgt. Daß die Kunstwerke nun der 
Öffentlichkeit möglicherweise entzogen werden, scheint die Menschen und die Presse nicht allzu sehr zu beschäftigen. Im deutschen Außenministerium heißt es 
lediglich, man habe weiterhin den Wunsch, daß die Objekte ausgestellt würden. Außerdem habe man die Zusicherung, daß das Präsidialdekret noch nicht in Kraft 
gesetzt worden sei. 
Trotzdem könnten die Konsequenzen des Regierungserlasses für die Restitutionsdebatte in Europa erheblich sein. Die Bereitschaft zur Rückgabe dürfte angesichts 
der entstandenen Rechtsunsicherheit geringer werden. Außerdem hat das Königshaus Benin bereits deutlich signalisiert, daß künftige Restitutionen nicht mehr an 
den Staat, sondern unmittelbar ins Privateigentum des Königshauses übergingen. 
 
Quelle und Bild: NZZ vom 7.05.2023: 
https://www.nzz.ch/feuilleton/benin-bronzen-koenigshaus-benin-reklamiert-sie-als-privateigentum-ld.1736882?mktcid=nled&mktcval=164_2023-05-
08&kid=nl164_2023-5-7&ga=1 

Presseschau 

Idia, Mutter von Oba Esigie. Bronze-

Büste aus dem 16. Jahrhundert (Imago) 
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Gesellschaft und Politik 

Die demokratische Globalisierung 

 

von Rüdiger Rauls 

23.04.23 

 

Die Welt will sich dem Machtanspruch der USA entziehen. Dazu gehört auch die Entmachtung des Dollars und der westlichen Finanz-

strukturen. Die treibenden Kräfte in diesem Prozeß sind dabei die BRICS-Staaten, allen voran China als wirtschaftliches Schwerge-

wicht und Rußland als militärisches. Wie weit der Weg dorthin noch ist, kann heute noch nicht klar gesagt werden. Aber die ersten 
Schritte sind gemacht. 

 

BRI, BRICS, SOZ und andere Konkurrenten 

 

Mit dem Start der Seidenstraßen-Initiative(BRI) vor etwa zehn Jahren, begann China, sich aus der Abhängigkeit vom Westen zu lösen 

und eigene wirtschaftliche Strategien zu entwickeln. Das BRICS-Format (Brasilien, Rußland, Indien, China und Südafrika) wie auch die 
Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit (SOZ) waren weitere Schritte in diese Richtung. In westlicher Überheblichkeit hatte 

man angebotene Teilnahme abgelehnt. Man schien wohl der Meinung zu sein, daß diese Initiativen wenig Erfolg haben würden, 

wenn man dem Westen nicht die führende Rolle darin überlassen würde. 

 

Seitdem überrollt eine Welle von Initiativen und Innovationen, die  besonders von China ausgehen,  den Globus und eröffnet all je-

nen Staaten ungeahnte Entwicklungsmöglichkeiten, die vom Westen bisher links liegen gelassen worden waren.  Diese Formate 
bieten kostengünstige Angebote für den Aufbau von Infrastruktur, weil sie nicht in Dollar oder Euro abgeschlossen werden mußten, 

und die angeschlossenen Entwicklungsbanken sichern günstige Kredite zu. China dehnte sogar seinen Einfluß auf den Heimatmärk-

ten der führenden kapitalistischen Staaten aus. 

 

Je stärker Chinas Wirtschaft und Rußlands Militär wurden und die Zusammenarbeit zwischen den beiden, umso mehr sahen sich die 

westlichen Staaten in ihrer Vorherrschaft bedroht. Um deren Aufstieg zu behindern, setzten die westlichen Staaten ihre Finanzkraft 
und administrative Mittel ein. Unter Trump wurden Zölle gegen China erhoben und unter Biden nicht zurückgenommen. Auch die 

EU behinderte chinesische Versuche, durch Unternehmenskäufe Zugang zu fortgeschrittener westlicher Technologie zu erlangen. 

 

Sanktionen wurden meist unter dem Vorwurf von Menschenrechtsverletzungen verhängt, nicht nur gegen China und Rußland son-

dern insgesamt gegen Staaten, die sich der westlichen Hegemonie entziehen wollten. Vermögen wurden eingefroren, Ausschlüsse 
aus dem westlichen Zahlungssystem SWIFT ausgesprochen. Der Westen zog alle Register seiner finanztechnischen Mittel und schuf 

damit selbst die Voraussetzungen für den Ruf nach einer neuen Reservewährung, die nicht dem Kommando des Westens und der 

USA unterliegt. 

 

Besonders die BRICS-Staaten bilden den Kern dieser Entwicklung hin zu einer neuen globalen Finanzarchitektur, die nicht von den 

alten Hegemonialmächten beherrscht wird. Wie weit sie auf dem Weg der Loslösung aus diesen Strukturen vorangekommen sind, 
kann im Moment noch nicht genau gesagt werden. Erkennbar aber ist, daß besonders unter diesen Staaten und in Zusammenarbeit 

mit dem Iran Entwicklungen vor sich gehen, die auf den Aufbau neuer finanztechnischer Instrumente hinarbeiten. 

 

Geldmangel 

 

Als besondere Schwierigkeit erweist sich die Lösung von westlichen Reservewährungen, die nun zur Schaffung einer alternativen 
unter der Führung der BRICS-Staaten zwingt. Dabei stehen letztere für etwa ein Drittel der Weltbevölkerung und fast ein Viertel der 

globalen Wirtschaftsleistung. Im Gegensatz dazu machte jedoch der Anteil ihrer Währungen nach Angaben der Bank für Internatio-

nalen Zahlungsausgleich (BIZ)  vom April 2022 insgesamt nur 11%  am weltweiten Devisenhandel aus. Der Anteil des Dollars betrug 

seinerzeit 60%, der des Euro immerhin noch 20% und der des Yuan nur 2 Prozent. 

 

Die wirtschaftliche Kraft dieser Staaten steht somit in einem deutlichen Mißverhältnis zu den Geldmengen in eigenen Währungen. 
Das hat seinen Grund darin, daß diese weitestgehend nur im Inland im Umlauf sind. Jedoch hatten besonders Rußland und China 

zusätzlich dazu gewaltige Reserven in Dollar und Euro aufgebaut durch ihre Handelsüberschüsse gegenüber dem Westen, als im 

Rahmen der Globalisierung der Handel noch weitgehend reibungsfrei funktionierte. 

 

Der Westen erhielt russische und chinesische Produkte und Rohstoffe, China und Rußland westliche Währungen. Mit diesen Reser-

ven hatten sie ihre Staatskassen gefüllt und konnten ihren Bedarf auf den Weltmärkten decken. Weil Rußland und China in Dollars 
schwammen, bestand auch bis in jüngste Zeit wenig Bedarf an Handelsabkommen mit anderen Staaten auf Yuan- oder Rubelbasis. 

Das ist der Grund für die relativ geringen Geldmengen in eigener Währung im nationalen Umlauf gegenüber den Reservewährungen 

Euro und Dollar, die um den Globus zirkulieren.  

Fortsetzung auf S. 9 
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Fortsetzung von S. 8 

 

Mit der zunehmenden Sanktionspolitik des Westens wurden Chinesen und Russen vorsichtiger. Hatte China 2014 noch Währungsreserven 
in Höhe von fast 4 Billionen Dollar, so fielen diese besonders nach den Sanktionen gegen Rußland nach 2014 auf fast 3 Billionen im Jahre 

2016 (1). Die alten Höchststände wurden nie wieder erreicht. Stattdessen investierte besonders China zunehmend in westliche Unterneh-

menskäufe und im Rahmen der Seidenstraßen-Initiative in  Ausbau und Finanzierung von Infrastruktur weltweit. Auch Gold wurde ver-

mehrt erworben. 

 
Der Übergang vom Gold zum Dollar wie auch die Verschmelzung der europäischen nationalen Währungen zum gemeinsamen europäi-

schen Euro offenbaren eines der grundlegenden Probleme des Welthandels: Handel braucht ausreichende und gleichzeitig werthaltige 

Zahlungsmittel. Durch die Finanzsanktionen des Westens besonders gegenüber Rußland wird der Weltgemeinschaft ihre Abhängigkeit von 

Dollar und Euro anschaulich vor Augen geführt und auch das Bedrohungspotential, das damit verbunden ist. 

 
Wenn auch in jüngster Zeit Handelsabkommen auf der Basis nationaler Währungen stark zugenommen haben, so werden erstere doch 

immer noch zu großen Teilen in Dollar oder Euro abgeschlossen. Der Grund dafür liegt in den geringen Geldmengen jenseits von Dollar 

und Euro. Um diesem Mangel zu entkommen, werden darüberhinaus in der letzten Zeit zunehmend andere Währungen zusätzlich ver-

wendet wie Hongkong-Dollar, Singapur-Dollar oder Dirham(2). Da diese sehr eng mit dem Dollar verbunden sind, stellen sie einen Zugang 
zur Stabilität des Dollarraums dar, ohne selbst Dollar zu sein. 

 

Behelfslösungen 

 

Besonders Rußland und China sind dazu übergegangen, immer mehr Handelsverträge auf der Basis  nationaler Währungen mit anderen 
Staaten abzuschließen. Dollar und Euro werden immer häufiger gemieden. Heute macht der Dollar nur noch wenig mehr als 40 Prozent 

des weltweiten Handels aus, Anfang der 2000er Jahre waren es noch 66 Prozent.  Sein Anteil an den internationalen Devisenreserven fiel 

innerhalb von 20 Jahren von 71 auf 60 Prozent.(3) 

 

Dennoch können diese zwischenstaatlichen Abkommen auf der Grundlage nationaler Währungen nur eine Übergangslösung sein. Denn 
sie tragen einen erheblichen Nachteil in sich: die Beschränkung auf die nationalen Währungsräume. Nicht umsonst ist der Dollar zur vor-

herrschenden Währung auf dem Planeten geworden, weil mit ihm weltweit Handel betrieben werden kann - selbst in Staaten, die gar 

nicht zum amerikanischen Wirtschaftsraum gehören. 

 

Im Gegensatz zum Yuan, der inzwischen Weltgeltung erlangt hat, steht vielen anderen BRICS-Währungen im bilateralen Handel nur ein 
begrenztes Angebot an Waren oder Dienstleistungen zur Verfügung die gegen die nationale Währung eingetauscht werden können. Hierin 

liegen die Schwierigkeiten eines Handels auf der Basis nationaler Währungen. Das drückt sich aus in den Handels- und Zahlungsbilanzdefi-

ziten vieler Staaten. 

 

So hat die Ausweitung des Handels zwischen Rußland und Indien auf der Basis von Rupie und Rubel zu einer Anhäufung indischer Rupien 
bei russischen Banken geführt. Anscheinend steht diesem Rupienüberhang auf den russischen Konten nicht genügend Angebot auf indi-

scher Seite gegenüber, so daß dieser durch Käufe oder Investitionen abgebaut werden könnte. Um dieses Problem zu umgehen, hat man 

statt des Dollars den Dirham der Vereinigten Arabischen Emirate mit hinzugenommen. 

 

Selbst im Handel zwischen Rußland und China, der mittlerweile zu 60% in Eigenwährungen, aber bis vor wenigen Jahren noch zu 80% in 
Dollar abgerechnet wurde, übersteigen die Yuan-Mengen die des Rubel bei weitem. Dabei verfügt Rußland mit seinen Energieträgern 

immerhin über ein großes Angebot im Gegensatz zum wirtschaftlichen Aufsteiger Indien, geschweige denn gegenüber vielen anderen 

Ländern. 

 

Besonders zwischen China und den Energielieferanten Rußland, Saudi-Arabien, Iran und anderen wurde der Handel auf Basis des Yuan 
erheblich ausgeweitet. „China kauft an Gas, was es kriegen kann“, schreibt die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 3.2. dieses Jahres. 

Durch seine Käufe könnte China „am globalen LNG-Markt bald zum beherrschenden Akteur“(4) aufsteigen. So kaufte unlängst der franzö-

sische Total-Konzern Gas in Shanghai und bezahlte in Yuan (5). China kauft in Yuan bei den aufstrebenden Staaten am Golf seine Energie, 

die dafür mit Yuan den Aufbau ihrer Infrastruktur finanzieren - eine Win-Win-Situation nach Chinas Geschmack. 
 

Im Falle der Golfstaaten und sonstigen Energielieferanten wie auch den Nahrungsmittellieferanten Argentinien und Brasilien sind die 

Grundlagen für einen Handel auf der Basis nationaler Währungen gegeben. Beide Seiten profitieren von den Angeboten der anderen. Das 

ist aber nur der Fall, wenn in beiden Wirtschaftsräumen ein Angebot besteht, das für beide Seiten einen wirtschaftlichen Vorteil bringt. 

Schwieriger wird es da mit Staaten wie Kuba, das kaum etwas exportieren kann, weil aufgrund der westlichen Sanktionen überall Mangel 
herrscht.  

 

Denn bei aller Übereinstimmung im gemeinsamen politischen Interesse, von den westlichen Reservewährungen und Handelsstrukturen 

unabhängig zu werden, darf nicht übersehen werden, daß Handel in Gewinnabsicht betrieben wird.  Warenaustausch zu betreiben, nur 

um Fremdwährungen zu verbrauchen,  während die  eingehandelten Produkte auf dem Weltmarkt günstiger zu haben gewesen wären, 
macht wirtschaftlich wenig Sinn und führt zur Schwächung der Wirtschaft – auf beiden Seiten. 

 

 

Fortsetzung auf S. 10 
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Fortsetzung von S. 9 
 
Zudem unterliegen viele Währungen besonders aus wirtschaftlich unterentwickelten Staaten starken Kursschwankungen. Obwohl die indische Rupie 

über ein internationales Gewicht verfügt, war sie allein in 2022 mit einem Rückgang von mehr als zehn Prozent eine der schwächsten asiatischen Wäh-
rungen. Ein solcher Wertverlust macht Investitionen und Kreditvergabe aufgrund ihrer langfristigen Auslegung zu einem schwer zu kalkulierenden Risiko. 
 
So sinnvoll es politisch sein mag, Handel auf der Basis von nationalen Währungen abzuwickeln, um sich für‘s erste den Risiken des Dollars und Euros zu 

entziehen, so kann darin keine langfristige Perspektive für den Welthandel gesehen werden. Auf eine übergeordnete Reservewährung aller BRICS-
Staaten und der Interessenten wird auf Dauer nicht verzichtet werden können. 
 
Gemessen an den Dollars, die tagtäglich um den Planeten kreisen, werden die Geldmengen der Einzelstaaten dem Ausmaß der Zahlungsströme nicht 
gerecht, die vom Welthandel bewegt werden. Auch das Gold war trotz seiner Werthaltigkeit durch den Dollar ersetzt worden, weil seine  Mengen nicht 

ausreichten, um Welthandel, Investitionstätigkeit und Kreditfinanzierung gewährleisten zu können. 
 
Neue Finanzarchitektur 

 

Um das Problem der Geldmengen anzugehen, hatte der russische Präsident Wladimir Putin beim letzten (virtuellen) Treffen der BRICS-Staaten am 23. 

Juni 2022 den Vorschlag der „Schaffung einer internationalen Reservewährung auf der Grundlage des Währungskorbs unserer Länder“(6) gemacht. Zu-
letzt hatte auch der brasilianische Präsident Lula da Silva bei seinem Treffen mit Xi Jinping am 13.April dieses Jahres in Peking die Forderung nach der 
„Schaffung einer Währung für die BRICS-Staaten“(7) bekräftigt. 
 

Bisher aber gibt es keine offiziellen Verlautbarungen darüber, wie diese Währung gestaltet werden soll und in welchem Verfahren und Verhältnis diese in 
diesen Korb eingehen. Als zusätzliche Quelle für Geldmengen wird die Deckung durch Gold- und andere Rohstoffe dieser Staaten gelegentlich ins Ge-
spräch gebracht. Insgesamt aber ist im Moment noch nicht erkennbar, wie weit dieser Prozeß vorangeschritten ist. 
 
Um sich von Dollar und Euro lösen zu können, müssen neben den Fragen der Geldmengen auch die der grenzüberschreitenden Zahlungsabwicklung ge-

löst werden, die bisher weitgehend durch das westliche SWIFT-System bestimmt wurde. Besonders China und Rußland arbeiten in Zusammenarbeit 
anderen Staaten an neuen Verfahren der Zahlungsabwicklung - meist auf Basis der Blockchain-Technologie. 
 
So erklärte der russische Außenminister Sergei Lawrow: „Jetzt entwickeln wir ... mit all unseren Freunden, mit allen Partnern, neue Ansätze zur Schaffung 
von Lieferketten, neue Ansätze zur Finanzierung, zu Banktransaktionen, die in keiner Weise von den Launen der USA abhängig sein werden.“(8) Aber 

auch viele andere Staaten schaffen ihre eigenen Systeme oder übernehmen bereits weit entwickelte wie das russische System MIR. 
 
Chinas grenzüberschreitendes System (Cross-Border Interbank Payment System) nutzen Berichten zufolge mittlerweile mehr als 1.300 Teilnehmer in 
über 100 Ländern und Regionen(9). Immer häufiger wird der Yuan als alternative Handelswährung gegenüber Euro und Dollar genutzt. Sein Anteil am 

Welthandel hat sich innerhalb eines Jahres von 2 Prozent im April 2022 auf zuletzt etwa 4,5% mehr als verdoppelt(10). Selbst  Putin befürwortete bei 
seinem Treffen mit Xi Jinping aus praktischen Gründen „die Rolle des chinesischen Yuan als neue Handelswährung erster Wahl“ (11). 
 
Bereits im November letzten Jahres wurde eine Yuan-Clearingstelle mit Argentinien offiziell gestartet. In den letzten Monaten waren bereits ähnliche 
Vereinbarungen mit Pakistan, Kasachstan, Laos und anderen unterzeichnet worden. Nun haben auch China und Brasilien eine solche Absichtserklärung 

unterzeichnet.(12) Diese Clearingstellen vereinfachen die Zahlungsabwicklung von Handel und Investitionen zwischen den Staaten. 
 
Der Yuan entwickelt sich immer mehr zur Handelswährung im Rahmen der BRICS und gegenüber anderen Staaten. Unbestritten ist, daß die chinesische 
Digitalwährung, der e-Yuan, in seiner Erprobung weiter fortgeschritten ist als der digitale Rubel, der demnächst in Rußland eingeführt werden soll, auch 

weiter als die digitale Rupie. 
 
Dass der e-Yuan schon seit der Winterolympiade in China 2022 im Alltag verwendet wird, sich bewährt hat und von der chinesischen Bevölkerung gut 
angenommen wird, spricht für seine Verwendung als bevorzugte Handelswährung im Rahmen der BRICS. Daß der russische Präsident Putin angeregt hat, 
ihn aus praktischen Gründen zu bevorzugen, drückt eine Sichtweise aus, die über nationalen Eitelkeiten steht. 

 
„Ob diese [gemeinsame Währung] nun ein digitaler Rubel, eine digitale Rupie, ein digitaler Yuan oder eine andere neue Währung sein wird, ist nicht so 
wichtig. Wichtig ist, dass diese Währung nach den Regeln unserer Länder funktioniert."(13) In dieser Äußerung des stellvertretenden Vorsitzenden der 
russischen Staatsduma, Alexander Babakow, offenbart sich ein politisches Bewusstsein, das sich dem gemeinsamen Interesse und Vorteil verpflichtet 
sieht. Angesichts der gegenseitigen Übervorteilung unter den westlichen Staaten ist es fraglich, ob letztere diesen Entwicklungen noch etwas entgegen-

setzen können. 
 
(1)https://de.statista.com/statistik/daten/studie/219312/umfrage/waehrungsreserven-von-china/ 
(2)https://test.rtde.tech/international/145814-medienberichte-indien-zahlt-fur-russische/11.08.2022 https://www.reuters.com/world/india/exclusive-

indian-companies-swapping-dollar-asian-currencies-buy-russian-coal-2022-08-10/ 
(3)https://linkezeitung.de/2023/04/12/der-dollar-verliert-immer-schneller-an-boden/ 12.04.23 
(4)Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 3.2.23: China kauft an Gas, was es kriegen kann“ 
(5)https://www.nasdaq.com/articles/china-completes-first-yuan-settled-lng-trade 
(6)https://www.blocktrainer.de/brics-staaten-weltreservewahrung/ vom 28.07.2022 

(7)Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 14.4.2023: Lula sagt, was China hören will 30.03.2023 
(8)https://test.rtde.tech/international/166758-lawrow-im-gespraech-mit-prensa/ 02.04.23 
(9)https://test.rtde.tech/meinung/168110-dollar-daemmerung-anfang-vom-ende/ 21.04.23 
(10)ebenda 
(11)https://test.rtde.tech/meinung/166404-xi-jinping-und-wladimir-putin/ 290323 

(12)https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/702181/Yuan-Clearing-China-und-Brasilien-forcieren-Handel-ohne-Dollar 
(13)https://test.rtde.tech/international/166558-russlands-vize-parlamentsvorsitzender-indien-russland-china-brauchen-gemeinsame-digitale-wahrung/ 
 
Rüdiger Rauls ist Buchautor und betreibt den Blog Politische Analyse 
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Bertha Suttner 

Zur Friedensbewegung 

 

Der folgende Artikel wurde der von Viktor Orendi-Hommenau redigierten Banater Zeitschrift: Von der Heide (Nr. 1, aus 1911, 

Seite 335ff. ) entnommen. 

 

Die ewigen Wahrheiten und ewigen Rechte haben stets am Himmel der menschlichen Erkenntnis aufgeleuchtet, aber nur gar 

langsam wurden sie von da herabgeholt, in Formen gegossen, mit Leben gefüllt, in Taten umgesetzt. 

 

Eine jener Wahrheiten ist die, daß Frieden die Grundlage und das Endziel des Glückes ist, und eines jener Rechte ist das Recht 

auf das eigen Leben. Der stärkste aller Triebe, der Selbsterhaltungstrieb, ist gleichsam eine Legitimation dieses Rechtes und 

seine Anerkennung ist durch ein uraltes Recht geheiligt, welches heißt: Du sollst nicht töten. 

 

Doch wie wenig im gegenwärtigen Stande der menschlichen Kultur jenes Recht respektiert und jenes Gebot befolgt wird, das 

brauche ich nicht zu sagen. Auf Verleugnung der Friedensmöglichkeit, auf Geringschätzung des Lebens, auf Zwang zum Töten 

ist bisher die ganze militärisch organisierte Gesellschaftsordnung aufgebaut. 

 

Und weil es so ist und weil es so war, solang unsere – ach so kurze, was sind tausend Jahre? – sogenannte Weltgeschichte zu-

rückreicht, so glauben manche, glauben die meisten, daß es immer so bleiben müsse. Daß sich die Welt ewig wandelt und ent-

wickelt, ist eine noch gering verbreitete Erkenntnis, denn auch die Entdeckung des Evolutionsgesetztes, unter dessen Herr-

schaft alles Leben – da biologische, wie das soziale – steht, gehört einer jungen Periode der Wissenschaftsentwicklung an. 

 

Nein: der Glaube an den ewigen Bestand des Vergangenen und Gegenwärtigen ist ein irrtümlicher Glaube. Das Gewesene und 

Seiende flieht  am Zeitstrom zurück wie die Landschaft eines Ufers; und das auf dem Strom getragene mit der Menschheit be-

frachtete Schiff treibt unablässig den neuen Gestaden dessen zu, was wird. 

 

Daß das Werdende, das Erzielte immer um einen Grad besser, höher, glücklicher sich gestaltet als das Gewesene, das Über-

wundene, das ist die Überzeugung derer, die das Entwicklungsgesetz erkannt haben und an seiner Betätigung mitzuhelfen sich 

bemühen. Erst durch die Erkenntnis und bewußte Benützung der Naturgesetze und Naturkräfte, sowohl auf physischem wie 

auf moralischem Gebiete, werden die technischen Erfindungen und die sozialen Einrichtungen geschaffen, welche unser Leben 

erleichtern, bereichern und veredeln. Ideale nennt man diese Dinge, solange sie noch im Reich der Ideen schweben, als er-

reichte Fortschritte stehen sie da, sobald sie in eine sichtbare, lebendige und wirkungskräftige Form gebracht worden sind. 

 

Solche Formen mit praktischer und positiver Bedeutung hat in unserer Gegenwart die Friedensidee schon vielfach angenom-

men. 

 

Sehen wir uns doch ein wenig in der Welt um, ob die Ereignisse und Aspekte wirklich dazu berechtigen, von dem positiven Er-

gebnisse des Pazifismus und seiner fortschreitenden Entwicklung zu reden. Kaum überstandene Kriegsgefahr, Mißtrauen, Dro-

hungen, Säbelgerassel, Preßhetzen, fieberhaftes Flottenbauen und Rüsten überall: in England, Deutschland und Frankreich 

erscheinen Romane, in welchen der Zukunftsüberfall des Nachbarn als etwas ganz selbstverständlich Bevorstehendes geschil-

dert wird mit der Absicht, dadurch zu noch heftigerem Rüsten anzuspornen; Festungen werden gebaut, Unterseeboote fabri-

ziert, ganze Strecken unterminiert, kriegstüchtige Luftschiffe probiert, mit einem Eifer, als wäre das demnächste Losschlagen 

die sicherste und wichtigste Angelegenheit der Staaten, und sogar die zweite Haager Konferenz wird mit einem Programm ver-

sehen, das sie zu einer Kriegskonferenz stempelt, und da wollen die Leute behaupten, die Friedensbewegung mache Fortschrit-

te? . . .  

 

Man muß eben nicht nur das Auffallende betrachten, das breit an der Oberfläche waltet, man muß auch das zu sehen verste-

hen, was aus dem Boden hervorsprießt; man muß verstehen, daß zwei Weltanschauungen und zwei Zivilisationsepochen jetzt 

miteinander ringen, und da wird man gewahr, daß mitten unter den krachendem, drohenden Alten das verheißende Neue sich 

emporringt, gar nicht mehr vereinzelt, gar nicht mehr schwach und formlos, sondern schon viel verbreiteter und lebenskräfti-

ger. Ganz unabhängig von der eigentlichen Friedensbewegung, die ja selbst mehr ein Symptom als die Ursache der sich vollzie-

henden Wandlung ist, geht ein Prozeß der Internationalisierung, der Solidarisierung der Welt vor sich. Dazu wirken mit die  
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technischen Erfindungen, der gesteigerte Verkehr, die sich verzweigenden und international durchdrigenden Interessenge-

meinschaften, die gegenseitige wirtschaftliche Abhängigkeit, und halb unbewußt – wie Triebe schon sind – waltet da der 

Selbsterhaltungstrieb der menschlichen Gesellschaft, die ja auf dem Wege der ewig gesteigerten Vernichtungsmethode ihrer 

Zerstörung entgegenginge und sich instinktiv dagegen aufbäumt. 

 

Neben diesen unbewußten Faktoren, die eine Ära der Kriegslosigkeit vorbereiten, gibt es die vollkommen Zielbewußten, wel-

che den ganzen Aktionsplan schon in deutlichen Umrissen vor sich sehen, welche die Methode kennen, und anzuwenden be-

ginnen, durch die das vorgesteckte Ziel erreicht werden kann. 

 

Freilich handelt es sich um ein Ziel, das von vielen Millionen noch gar nicht gesehen wird, von dem unzählige Menschen entwe-

der nichts wissen oder das sie als eine Utopie betrachten. Mächtige Interessen sind auch damit verbunden, daß es nicht er-

reicht werde, daß alles beim Alten bleibe. Und die Anhänger des Alten, des Bestehenden, haben einen gar mächtigen Bundes-

genossen in dem Naturgesetz der Trägheit, in dem Beharrungsvermögen, das allen Dingen innewoht, gleichsam als Schutz ge-

gen die Gefahr des Vergehens. Es ist also kein leichter Kampf, der vor dem Pazifismus liegt. Von allen Kämpfen und Fragen, die 

unsere so bewegte Zeit erfüllen, ist die Frage: ob Gewaltzustand oder Rechtszustand zwischen den Staaten, wohl die wichtigste 

und folgenschwerste. Denn ebenso unausdenkbar wie die glücklichen, segensreichen Folgen eines gesicherten Weltfriedens, 

ebenso unausdenkbar furchtbar wären die Folgen des noch immer drohenden, von manchen Verblendeten herbeigewünsch-

ten Weltkrieges. 

 

Die Vertreter des Pazifismus sind sich wohl der Geringfügigkeit ihres persönlichen Machteinflusses bewußt, sie wissen, wie 

schwach sie noch an Zahl und Ansehen sind, aber wenn sie bescheiden von sich selber denken, von der Sache, der sie dienen, 

denken sie nicht bescheiden. Sie betrachten sie als die größte, der überhaupt noch gedient werden kann. Von ihrer Lösung 

hängt es ab, ob unser Europa noch der Schauplatz von Ruin und Zusammenbruch werden, oder ob und wie in Verhütung dieser 

Gefahr noch früher die Ära des gesicherten Rechtsfriedens eingeführt werden soll, in der die Zivilisation zu ungeahnter Blüte 

sich entfalten wird. 

 

(1/1911)  

Deutschland 

Zäher Abschied von Rußland 

Von Hubertus Knabe 

22. April 2023 

 

Jahrzehntelang bestimmte Rußland über die Arbeit des Mu-

seums Berlin-Karlshorst mit. Das soll sich jetzt ändern. Doch 

die zuständigen Ministerinnen Baerbock und Roth schieben 

die Entscheidung vor sich her. Ein Museumsvorstand, der in 

Russland für den Krieg gegen die Ukraine agitiert, wurde erst 

kürzlich wiedergewählt. 

 

Die Kommunikation mit Deutschlands Regierung ist zuweilen 

mühselig. Das zeigt sich, wenn man versucht, von Kulturstaats-

ministerin Claudia Roth oder Außenministerin Annalena Baer-

bock zu erfahren, was sie mit dem Museum Berlin-Karlshorst vorhaben. Ihre Sprecher reagieren entweder gar nicht oder aus-

weichend. 

 

Das Berliner Museum befindet sich in einem Gebäude, in dem die Spitzen der deutschen Wehrmacht einst ihre Kapitulation 

unterschrieben. Aus dem Etat von Kulturstaatsministerin Roth bekommt es in diesem Jahr 1,55 Millionen Euro. Verantwortlich 

ist aber auch das deutsche Außenministerium, weil die Ausstellung auf eine Vereinbarung mit Rußland zurückgeht. 
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Bild: Langjährige Freundschaft - Deutsche und russische Fahne 

vor dem Berliner Kapitulationsmuseum im März 2019 
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Das Museum ist ein Erbe der DDR. Nach dem Krieg residierte in dem ehemaligen Offizierscasino der Chef der Sowjetischen Mi-

litäradministration. 1967 richtete die Rote Armee darin eine Ausstellung für Sowjetsoldaten ein. Später wurde das „Museum 

der bedingungslosen Kapitulation des faschistischen Deutschlands im Großen Vaterländischen Krieg 1941-1945“ auch für DDR-

Bürger geöffnet. 

 

Nach der Wiedervereinigung vereinbarte Deutschland mit der russischen Regierung, das Museum weiter zu betreiben. Die 

Bundesrepublik sicherte zu, es falle unter ein Abkommen, wonach man sich für die Erhaltung der „Kulturgüter der anderen 

Seite“ einsetzen werde. 1994 gründeten Rußland und Deutschland deshalb gemeinsam einen Trägerverein. 

 

Der Verein funktioniert wie ein Aufsichtsrat. Er beschließt den Wirtschaftsplan, befindet über das Arbeitsprogramm und beruft 

den Direktor. Aus Rußland gehören ihm das Verteidigungs-, das Außen- und das Kulturministerium sowie drei weitere staatliche 

Institutionen an. Daran hat sich bis heute nichts geändert. Auf diese Weise bestimmen mit Sergei Schoigu und Sergei Lawrow 

zwei der wichtigsten Protagonisten des Ukraine-Krieges über die Arbeit eines Berliner Museums mit. 

 

Anziehungspunkt für Politnostalgiker 

 

Problematisch ist diese Konstruktion schon länger. Nach dem Machtantritt von Wladimir Putin entwickelte sich das Museum 

zunehmend zu einem Anziehungspunkt für Politnostalgiker. Nach sowjetischer Sitte lud es jedes Jahr am 8. Mai zu einem „Toast 

auf den Frieden“. 2015 reisten Mitglieder des nationalistischen Motorradclubs „Nachtwölfe“ sogar aus Rußland an. Vergeblich 

bat die Ukraine darum, den Namen „Deutsch-Russisches Museum“ zu ändern, weil auch andere Nationen in der sowjetischen 

Armee gekämpft hätten. 

 

Nach der Annexion der Krim stellte das einzige ukrainische Mitglied im Trägerverein 2014 seine Mitarbeit ein. Die Verantwortli-

chen in Deutschland sahen darin jedoch keinen Grund für Änderungen. Am 24. Februar 2022, dem Tag des russischen Einmar-

sches in die Ukraine, erklärte das Museum, es wolle „weiterhin vertrauensvoll mit den Museen in Belarus, der Russischen Föde-

ration und der Ukraine zusammenarbeiten“. Ungeachtet aller politischen Konflikte arbeite es mit seinen russischen Kollegen 

„sehr eng und gut“ zusammen. Den Gesprächsfaden zu den liebgewonnen Kollegen wolle man nicht abreißen lassen. 

 

Erst nach mehreren Nachfragen veröffentlichte das Museum im April 2022 eine Erklärung, in der es den russischen Angriff an-

geblich „erneut aufs Schärfste“ verurteilte. Es verdeckte seinen bisherigen Namenszug und nannte sich um in „Museum Berlin-

Karlshorst“. Vor wenigen Wochen veröffentlichte es eine weitere Stellungnahme, in der es plötzlich hieß, der Dialog mit staatli-

chen russischen Institutionen sei schon seit Längerem schwierig gewesen. „Seit 2014 missbraucht die russische Regierung Ge-

schichte als Propaganda für einen verbrecherischen Krieg.“ 

 

Seit dem russischen Überfall auf die Ukraine ist der Trägerverein nicht mehr zusammengekommen. Seine Sitzungen seien „bis 

auf weiteres“ ausgesetzt, weil die Bundesregierung „keine direkten Kontakte“ mehr zu staatlichen Vertretern Rußlands unter-

halte, erklärte Roths Sprecher letztes Jahr auf Anfrage. Darüber hinaus gebe es „keine konkreten Veränderungspläne“. 

 

Wie der Verein unter diesen Bedingungen die Aufsicht über das Museum ausüben soll, war lange unklar. Laut Satzung müssen 

seine Mitglieder nämlich mindestens einmal im Jahr zusammenkommen. Dabei müssen sie nicht nur den Wirtschaftsplan be-

schließen, sondern auch einen Rechnungsprüfer bestellen und den Vorstand entlasten. Für die vorgeschriebene Sitzung werde 

„zu gegebener Zeit eine Lösung gefunden“ werden, teilte Roths Sprecher vergangenes Jahr mit. 

 

Inzwischen wurde bekannt, daß das Museum doch noch Kontakte zu russischen Vertretern unterhält. Zur „Aufrechterhaltung 

der Handlungsfähigkeit“ des Vereins seien „notwendige Entscheidungen“ im Umlaufverfahren getroffen worden, erklärte Roths 

Sprecher Anfang März. Die Vereinsmitglieder erhielten demnach Beschlußvorlagen zugeschickt, zu denen sie anschließend ihr 

Votum übermittelten. Die Frage, worüber die Mitglieder im Einzelnen entschieden, beantwortete der Sprecher ebenso wenig 

wie die, mit wem dazu wie oft kommuniziert wurde. 

 

Den Ausführungen des Sprechers war aber zu entnehmen, daß Rußlands Vertreter auch an einer delikaten Personalie mitge-

wirkt hatten. Auf die Frage, welche Personen derzeit im Verein und im Vorstand Mitglied seien, teilte er mit: „Der Vorstand 

wurde per Umlaufverfahren in seiner bisherigen Form bestätigt.“ Zu dem zweiköpfigen Vorstand, der ein Weisungsrecht gegen-

über dem Direktor hat, gehört neben einer Vertreterin des Deutschen Historischen Museums auch der Vizechef des russischen 

Streitkräftemuseums, Wladimir Lukin. 
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Erklärter Befürworter des Ukraine-Krieges 

Zu DDR-Zeiten hatte Lukin selber das Karlshorster Museum geleitet. Seine Wiederwahl ist deshalb delikat, weil er ein erklärter 

Anhänger Putins und Befürworter des Angriffskrieges gegen die Ukraine ist. Schon kurz nach Beginn der Invasion ließ sein Mu-

seum Moskauer Kinder 5000 Unterstützungsbriefe an russische Soldaten schreiben, die „ihre Pflicht in der Ukraine erfüllen“. In 

einer feierlichen Veranstaltung wurden die Briefe anschließend dem Verteidigungsministerium zur Weiterleitung übergeben. 

 

Auf der Website von Lukins Museum ist zu sehen, wie Kinder ihre Botschaften „an die Verteidiger des Vaterlandes“ in einen 

Briefkasten mit der Aufschrift „Feldpostamt“ einwerfen. In einem Bericht dazu heißt es, ein Mädchen habe ihren Brief auch 
vorgelesen. Darin hätte es geheißen: „Vielen Dank für Ihren Heroismus, Ihre Tapferkeit und Ihren Mut. Die Qualitäten, die all 

den Teilnehmern an dieser schwierigen Operation innewohnen, sind endlos. Vielen Dank für alles, was Sie tun.“ 

 

Im Foyer des Moskauer Streitkräftemuseum kann inzwischen jeder Besucher solche Briefe schreiben. Ende vergangenen Jahres 

rief das Museum dazu auf, Weihnachts- und Neujahrsgrüße an die Soldaten zu versenden, wofür Kinder spezielle Postkarten 

gebastelt hätten. In seiner jüngsten Rede zum Tag der Verteidiger des Vaterlandes dankte Putin den Kindern und erklärte: „Das 

ist sehr wichtig. In diesem Sinne, wenn wir unsere Interessen, unser Volk, unsere Kultur, unsere Sprache und unser Land vertei-

digen, sind wir alle Verteidiger des Vaterlandes.“ 
 

Vor wenigen Wochen eröffnete Lukins Museum eine neue Ausstellung. Sie trägt den Titel: „Unser Land. Wir werden nicht ge-

hen!“. Der Website zufolge erzählt sie „von der antirussischen Politik des Kiewer Regimes, seiner Erziehung zu russophoben 

Gefühlen und aggressivem Kampfgeist von klein auf.“ Mitarbeiter seien extra in die Kampfzone gefahren, um Objekte zu sam-

meln. In den Vitrinen sieht man ukrainische Kinderspiele, Schulbücher und nationalistische Plakate. „Russische Soldaten sind 

die Helden der Spezialoperation, unser Stolz und Vorbild,“ heißt es auf der Website. 

 
Laut Baerbocks Sprecher hat das Auswärtige Amt „keine eigenen Erkenntnisse über derartige Tätigkeiten von Herrn Lukin“. Es 

lehne jedoch jegliche Unterstützung des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine auf das Stärkste ab. In der Mitteilung von 

Ende Februar heißt es weiter, daß eine Fortsetzung von Projekten und Kontakten mit offiziellen russischen Vertretern „wie bis-

her“ nicht vorstellbar sei. „Dies betrifft auch die Zusammenarbeit im Trägerverein des Museums Berlin-Karlshorst.“ 

 

Auch Kulturstaatsministerin Roth ist inzwischen offenbar dieser Meinung. Anfang März teilte ihr Sprecher mit, die Struktur des 

Trägervereins „erscheint im Lichte der jetzigen politischen Situation nicht mehr tragfähig und muß dringend verändert werden.“ 
Die Beauftragte für Kultur und Medien stehe dazu im engen Austausch mit dem Auswärtigen Amt. Was wie verändert werden 

soll, wollten jedoch weder Roths noch Baerbocks Sprecher sagen. 

 

Die Umstrukturierung des 

Trägervereins dürfte näm-

lich gar nicht so einfach 

sein. Obwohl Deutschland 

alle Kosten des Museums 
trägt, kann der Verein 

ohne Rußland und Belarus 

keine Beschlüsse fassen. 

Laut Satzung ist er nur 

dann beschlußfähig, wenn 

mindestens zwei Drittel 

der Mitglieder anwesend 
sind – wozu die deutschen 

Sitze nicht ausreichen. Für 

die Auflösung ist sogar 

eine Drei-Viertel-

Mehrheit erforderlich. 

Das jetzt angewandte 

Umlaufverfahren ist dage-
gen nur „in Ausnahmefäl-

len“ gestattet. 

 

Fortsetzung auf S. 15 Bild: „Museum der bedingungslosen Kapitulation des faschistischen Deutschlands“ – Foto mit So-

wjetsoldat vom Juli 1991 
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In einer sogenannten Verbalnote hat Deutschland der russischen Seite 1994 zudem zugesichert, daß sie in der Trägerinstitution 

des Museums „angemessen vertreten ist“. Laut Auswärtigem Amt haben beide Länder damit „einen völkerrechtlich bindenden 

Vertrag geschlossen, der weiterhin in Kraft ist.“ Das Papier selbst wollte das Auswärtige Amt unter Berufung auf die 30jährige 

Schutzfrist nicht herausgegeben. Die Bitte um Aufhebung der Frist beantwortete Baerbocks Sprecher mit einem Hinweis auf das 

Außenamtsarchiv, das wiederum auf das Fachreferat verwies. 
 

Wie der Vertrag beendet werden kann, ist unklar. Entsprechende Fragen ließen Roths und Baerbocks Sprecher unbeantwortet. 

Anfang März teilte das Auswärtige Amt lediglich mit: „Der weitere Umgang mit dem Vertrag wird seitens der Bundesregierung 

derzeit noch geprüft.“ Vor 14 Tagen erklärte es auf erneute Nachfrage, die Beratungen dauerten an. Die Pressestelle von Clau-

dia Roth antwortete überhaupt nicht. 

 

 

Bild: „Der weitere Umgang wird noch geprüft“ – Sowjetische „Stalin-Orgel“ im Außengelände des Museums Berlin-Karlshorst 

 

 
Offensichtlich haben die Verantwortlichen das Kriegsjahr nicht genutzt, einen Weg zu finden, wie der Abschied von Rußland 

vonstatten gehen soll. Die zuständigen Ministerinnen Baerbock und Roth schieben die Entscheidung vor sich her. So wird ein 

Unterstützer des Krieges gegen die Ukraine wohl noch länger Vorstand des Karlshorster Museums bleiben. Nach Berlin kommen 

sollte er jedoch besser nicht – denn dann droht ihm wegen Billigung eines Angriffskrieges eine Freiheitsstrafe von bis zu drei 

Jahren. 

 

Lesetipp: Stefan Büttner/Jörg Morré, Sowjetische Hinterlassenschaften in Berlin und Brandenburg, Berlin 2014; Reinhard Binge-

ner/Markus Wehner, Die Moskau-Connection. Das Schröder-Netzwerk und Deutschlands Weg in die Abhängigkeit, München 
2023. 
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Buchempfehlung 

DIE MENSCHENRECHTSINDUSTRIE 

Alfred von Zayas 

31,95 $ 
Die Förderung und der Schutz der Menschenrechte sind eine Säule der Vereinten 

Nationen, die in der Charta, der internationalen Charta der Menschenrechte, den 

Resolutionen und Erklärungen der Generalversammlung verankert ist und durch 

Überwachungsmechanismen, Expertenausschüsse und regionale Menschen-

rechtsgerichte untermauert wird. Auf der Grundlage von mehr als vier Jahrzehn-

ten Arbeit im Bereich der Menschenrechte als UN-Mitarbeiter, Berichterstatter, 

Berater, Mitglied von UN-Expertengremien, Professor und NGO-Präsident unter-
sucht Alfred de Zayas, wie die Instrumente zur Umsetzung der Menschenrechte 

dazu dienen, sich politisch zu verankern Erzählungen, die von der „Industrie“ ge-

fördert werden. 

 

„Alfred de Zayas bietet uns einen unschätzbaren Insiderbericht darüber, wie das 

nach dem Zweiten Weltkrieg geschaffene globale System zum Schutz der Men-

schenrechte dreist von der Regierung der Vereinigten Staaten und anderen für 

geopolitische Zwecke manipuliert wird. De Zayas ist ein Menschenrechtsführer 
mit bemerkenswerter Einsicht, Erfahrung, Weisheit und Integrität, dessen Bericht 

sowohl brennend als auch äußerst konstruktiv ist. Er macht anschaulich deutlich, 

warum wir uns wirklich für Frieden und Menschenrechte einsetzen müssen und 

können.“ JEFFREY D. SACHS, Universitätsprofessor an der Columbia University 

 

„Alfred de Zayas ist ein erfahrener Menschenrechtswissenschaftler, sachkundig und geradlinig. Es lohnt sich, ausführlich zu le-

sen.“ 
PROFESSOR MARC BOSSUYT, ehemaliger Präsident des belgischen Verfassungsgerichts und Mitglied der UN-

Unterkommission zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 

 

„Alfred de Zayas bietet einen offenen Blick auf die ‚Menschenrechtsindustrie' aus der Perspektive von jemandem, der seit fast 

fünf Jahrzehnten im System ist. Wie die Whistleblower, die er in der Widmung des Buches zitiert, ist Alfred bereit, einen Ein-

blick in die guten und schlechten Seiten der wachsenden Menschenrechtsindustrie der UNO zu geben.“ 

CURTIS DOEBBLER, Forschungsprofessor für Recht an der Universität Makeni (Sierra Leone), Vertreter der NGO International-

Lawyers.org im UN-Hauptquartier 

 

„Dieses Buch ist eine längst überfällige Kritik des Menschenrechts-

systems von jemandem, der die Menschenrechte wirklich schätzt 

und der seit 50 Jahren eine einzigartige und wertvolle Perspektive 

als Menschenrechtspraktiker hat . . . Ich empfehle dieses Buch 

wärmstens für Experten, Praktiker und Laien Leser gleicherma-

ßen.“ 
DANIEL KOVALIK, Professor für internationale Menschenrechte 

an der University of Pittsburgh School of Law und Autor von No 

More War: How the West Violates International Law by Using 

„Humanitarian“ Intervention to Advance Economic and Strategic 

Interests 

 

„Professor de Zayas spricht wichtige Fragen zur Politisierung des 
UN-Menschenrechtsbüros und des Menschenrechtsrates an. Er 

formuliert pragmatische Vorschläge zur Reform der UN-

Menschenrechtsinstitutionen im Sinne der UN-Charta. Das Buch 

wird von Hunderten glaubwürdiger Quellen unterstützt und for-

dert zu einer ernsthaften Debatte auf.“ 

PROFESSOR TIAN LI, Direktor des Zentrums für Menschenrechte 

und friedliche Entwicklung und außerordentlicher Professor der 

juristischen Fakultät der Universität Shandong, China 

 

Quelle: https://www.claritypress.com/product/human-rights-

industry/ 
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Geschichte kontrovers 

Die Reichsgründung 1871:  Preußen, der Südbund und der Zollverein 

Teil 17 

 

Diese rückblickenden Betrachtungen sollen nicht in einer Geschichte des Zollvereins enden, auch wenn dieser ein wesentlicher Faktor 

in der letztlich kleindeutschen Lösung der deutschen Frage des 19. Jahrhunderts war: Er wurde der Kristallisationspunkt der Reichs-

gründung. Nirgendwo war die deutsche Vielstaaterei so sichtbar wie im ökonomischen Bereich: Die Zollschranken waren das größte 

Hindernis einer gesunden wirtschaftlichen Entwicklung des 1814 begründeten Deutschen Bundes. 

 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen des Deutschen Bundes waren bedingt durch die politischen: Für die Lösung der deutschen 

Einigung war nach dem Wiener Kongreß  die Mitwirkung des nahen und weiteren Auslandes unerläßlich. Damit war eine Zollunion 

der kleinste gemeinsame Nenner auf den sich die Staaten des Deutschen Bundes einigen konnten. 

 

Auch wenn im Baseler Frieden Preußen auf eine Vormachtstellung im süddeutschen Raum verzichtete und das linksrheinische Gebiet 

vor dem militärischen Druck des revolutionären Frankreichs räumte, sah insbesondere die badische Führung nach wie vor Preußen 

als die Macht an, die Frankreich noch irgendwie Paroli bieten konnte. 

 

Hier zeigten sich aber die ersten Schwierigkeiten, die dann in die politische Machtkonstellation Europas hineinwirkten: Die beiden 

deutschen Großmächte – Österreich und Preußen – verfügten auch über nicht dem Deutschen Bund angehörige Gebiete und waren 

daher nicht nur von ihrer Ausrichtung – Österreich nach Süddeutschland und Richtung Orient, Preußen, in Norddeutschland gebun-

den, aber auch nach Norden und Osten orientiert –, sondern auch von ihrer Bedeutung her europäische Großmächte. Immerhin ge-

hörten beide der Pentarchie, der schon im 18. Jahrhundert entwickelten Macht- und damit Entscheidungselite Europas an. 

 

Die dem politischen Machtdenken des 18. Jahrhunderts noch verhafteten Entscheidungsträger – die Dynastien und deren Kabinette, 

weniger die jeweiligen Ständevertretungen – kamen noch nicht von dem Gleichgewichtsdenken ab: So mußte jede Machtverschie-

bung, insbesondere der fünf europäischen Großmächte mit einer in Fläche und Bevölkerung meßbaren Kompensation, wie bei einer 

Waage die Gewichte austariert werden. Jeder innerdeutsche Macht- oder Prestigezuwachs zog sofort neue Austarierungsoptionen 

und das damit verbundene europa- und durch die entsprechenden außereuropäischen Engagements der anderen Großmächte auch 

schon ein weltweites Gerangel nach sich. 

 

Mit dem unter seiner Führung doch installierten Zollverein wurde Preußen wirtschaftlicher Kristallisationspunkt und ein politisches 

Gravitationszentrum; Österreich hatte, mit einigen Auf‘s und Ab‘s das Nachsehen. Das Habsburgerreich wurde im Laufe der Revoluti-

onsunruhen 1848/49 nur durch eine massive militärischen Intervention Rußlands im alten Format erhalten. 

 

Auf diese Situation reagierte die österreichische Regierung mit einer diplomatischen Offensive, diese sollte den Zollverein unter ihre 

Kontrolle bringen; diesbezügliche Überlegungen gab es schon früher. Auch die neuere Forschung trägt diesem Primat des Ökonomi-

schen Rechnung: Der neu aufgelegte Gebhardt tituliert den 15. Band: Industrielle Revolution und Nationalstaatsgründung (Lenger).  

 

Ende Januar 1950 übergaben Felix Fürst von Schwarzenberg und Karl Ludwig Freiherr von Bruck den deutschen Regierungen einen 

neuen Zolleinigungsplan zwischen Österreich und dem Zollverein: Allen, vor allem aber den deutschen Mittelstaaten war hiermit 

Schwarzenberg machte hiermit klar, »daß der Einfluß auf Deutschland durch die materielle Einigung am sichersten gewährleistet« 

sei, schrieb der bayrische Kommerzialrat Degenkolb in einem Bericht nach Berlin (Böhme, S. 22). 

 

Der österreichische Plan beinhaltete, zwischen Österreich und Deutschland eine Art »nationalen Schutzzollsystems« zu errichten, 

gleichzeitig war die Initiative aber auch als eine reaktionäre Alternative zum Programm des Erfurter Parlaments zu sehen. Die meisten 

deutschen Staaten reagierten gelassen oder kaum auf die Initiative Schwarzenbergs, der vor allem die norddeutschen Staaten mit 

einem Binnenmarkt von 70 Millionen Einwohnern ködern wollte. Offene Bedenken kamen nur aus Baden, das hier erneut die preußi-

sche Karte spielte (Böhme, S. 23f.).  

 

Der Prager Friede hingegen schuf eine Dreiteilung Deutschlands: Den Norddeutschen Bund unter Preußens Führung, Österreich, das 

sich quasi aus dem deutschen Verbund gedrängt fühlte und die vier süddeutschen Länder südlich der Mainlinie, denen nahegelegt 

wurde, sich in einem Südbund zu organisieren. Die Nichtüberschreitung der Mainlinie durch Preußen war die stillschweigenden von 

Frankreich akzeptierte Kompensation, die Bismarck Napoleon III. zugestand. Deshalb kam es für alle überraschend, daß Frankreich im 

nächsten Jahr – während der sogenannten Luxemburg-Krise – quasi im Nachhinein erneut einen Ausgleich forderte. Dies erklärt Ger-

hard Ritter mit der Charakterisierung von Napoleons Rhein-Politik nach 1859 und Bismarcks Agieren als preußischem Ministerpräsi-

denten als Kabinettspolitik, wie er auch den Krimkrieg zum letzten reinen Kabinettskrieg erklärt.  

 

Fortsetzung auf S. 18 
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Fortsetzung  von S. 17 

 

Statt Bismarck  

„immer nur als den „undurchsichtigen, geheimnisvollen Verschwörer geschildert werden, der andere vorschiebt (zu allererst seine Gattin!), um seine 

letzten Herzenswünsche ausplaudern und zu politischen Aktionen verdichten zu lassen, wird man zum mindesten die Frage ernsthaft erwägen müs-

sen, ob er nicht vielmehr der Geschobene als der Schiebende war. Im ganzen hat er doch mit erstaunlichen Zähigkeit die chauvinistischen Begehrlich-

keiten, die ihn umbrandeten, immer wieder abgebremst, um statt dessen seine eigene Deutschlandpolitik zu machen: die Politik der Mainlinie, des 

verewigten Dualismus“ (Ritter, S. 339). 

 

Gerade dieser Übergang von der Kabinetts- zur Nationalstaatspolitik und die damit verbundenen organisatorischen Schwierigkeiten und politischen Imponde-

rabilien werden in der neueren Forschung viel zu wenig beachtet. 

 

Die Lage der süddeutschen Länder war aber weder politisch noch ökonomisch klar, zudem divergierten die politischen Standpunkte in den dreieinhalb Süd-

staaten ungemein. So war Hessen-Darmstadt durch die Mainlinie getrennt: Der nördliche Teil war bereits dem Norddeutschen Bund integriert; der Großher-

zog und der leitende Minister Reinhard Freiherr von Dalwigk-Lichtenfels (1802-1880), „eines der letzten Überbleibsel der Reaktionszeit“ (Nipperdey, S. 28), 

waren antipreußisch gesinnt und erhofften sich durch einen neuen Krieg mit französischer Beteiligung eine Revision des Prager Friedensschlusses: Dadurch 

gerieten sie aber im Laufe der Zeit in eine zunehmende Isolation.  

 

In den beiden bedeutendsten süddeutschen Staaten, Bayern und Württemberg, war die Lage nicht so verworren wie in Hessen, entsprechend schätzte man 

die Lage realpolitischer ein: Mit dem sich abzeichnenden Norddeutschen Bund unter preußischem Vorzeichen als einer aufstrebenden Macht mußte man sich 

„sicherheits- und zollpolitisch“ arrangieren. Auch spielten die nationalen Bestrebungen zumindest zeitweise keine unbedeutende Rolle; andererseits waren 

gerade die partikularistisch und religiös motivierten Widerstände gegen eine bloße Vereinnahme durch Preußen von besonderem Gewicht (ebd.). Gefördert 

durch den Prager Frieden war das Bemühen um einen Südbund in diesen beiden Südstaaten besonders groß. 

 

Fürst Chlodwig von Hohenlohe-Schillingsfürst (1819-1901), einer der Nachfolger Bismarcks als Reichskanzler, vertrat in Bayern eher eine Politik der Mitte: Um 

sich einen Gestaltungsspielraum, eine Teilsouveränität zu erhalten, mußte man an den Nordbund einen Teil der eigenen Souveränität abgeben. Daß am Ende 

1870/71 der abzugebenden Teil an das Deutsche Reich wesentlich höher ausfiel, konnten die Protagonisten 1866 noch nicht wissen (ebd). 

 

In Baden hingegen war der Großherzog, seine neue stramm liberale Regierung und die Mehrheit der Zweiten Kammer „einigungswillig, pro-preußisch, an-

schlußgeneigt.“ (ebd.) Diese Position der Eliten war eindeutig: Die vorherrschend liberale Presse setzte sich unmittelbar nach dem Deutschen Krieg massiv für 

einen Anschluß an den Norddeutschen Bund ein. Aufschlußreich dahingehend  ist ein Pressekommentar aus Baden (aus: „Pforzheimer Beobachter“ Nr. 188 

vom 14. August 1866, S. 2): 

„Nur nicht verzagt! 

Aus dem starken Preußen erwächst ein mächtiges und einiges Deutschland. Dazu will und muß das erweiterte Norddeutschland den Anfang machen. 

Bayern, Württemberg und das Großherzogthum Hessen werden sich nicht nachsagen lassen, daß sie keine guten Deutsche wären, sie werden sich nicht noch 

einmal erniedrigen, einen Rheinbund mit den Franzosen abzuschließen. Daß sie von Oesterreich  kein Heil zu hoffen haben, davon haben sie sich sattsam über-

zeugt. Sie haben gesehen, daß Preußen das Vaterland gerettet und Siege errungen hat, wie sie Deutschlands Geschichte noch nicht aufzuweisen hat. Preußen 

hat bei aller Vor- und Umsicht große Opfer gebracht, nur ungern den Bruderkrieg geführt. Aber es mußte vielleicht so kommen, damit zuletzt das ganze 

Deutschland sich ermanne und nicht ohnmächtig dem Ausland gegenüber erscheine. 

Preußen ist ein Wehrstaat, ein Nährstaat und ein Lehrstaat, das hat es seit 1815 bewiesen. Was wir Gutes in Deutschland haben, das haben wir ihm 

zu verdanken. Von Oesterreich haben wir nichts aufzuweisen, keinen Fortschritt. Wie man jetzt im Großherzogthum Baden erkannt und ausgesprochen hat, daß 

wir nie ein starkes und einiges Deutschland erhalten können, wenn nicht Preußen vorangeht, so müssen auch den übrigen Südstaaten endlich die Augen aufge-

hen, daß sie nur im Anschluß an Preußen die Rettung Deutschlands hoffen können. Mag auch das preußische  Selbstgefühl durch die Siege noch größer gewor-

den sein, das thut nichts zur Sache. Wenn es gilt, Deutschland zu Ehren zu bringen, da geht es muthig und entschlossen voran. Bismarck’s Politik ist keine dem 

Deutschthum feindliche, sie sucht nicht allein die preußische, sondern was mehr ist, die deutsche Ehre und die deutsche Macht zu entfalten. Und steht einmal 

das deutsche Vaterland als ein einiges Volk von Brüdern da, dann wird es nicht schwer halten, auch die deutschen Oesterreicher zu gewinnen und Arndt’s 

 deutsches Vaterlandslied wird nicht eine liebliche Dichtung, sondern eine herrliche Wahrheit sein. 

 

Lasset nur die Particularisterei fahren! Jeder deutsche Volksstamm muß bereit sein, zum Wohl des Ganzen Opfer zu bringen und jeder deutsche Fürst muß sei-

nen größten Stolz darin suchen, zum Bau eines einigen Deutschlands beizutragen. Vorwärts sei die Lösung. Darum nur nicht verzagt! (D.-Z.)“  
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Fortsetzung folgt 

Herbert Karl 
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Schrieb uns D.K.  

Fünfkirchen ist immer eine Reise wert: 

 

Fünfkirchen (ung. Pécs) liegt am Südfuß des Fünfkirchner Berglandes (ung. Mecsek hegység), 

dies ist mit Höhen über 650 Metern eines der wenigen größeren hügeligen Erhebungen Un-

garns. 

 

Fünfkirchen ist die fünfgrößte Stadt Ungarns und ein wichtiger Verkehrsknotenpunkt zu dem 

nahegelegenen Kroatien. Neben bedeutenden Industrieunternehmen wurde insbesondere 

früher in der Nähe Kohlbergbau betrieben; auf den umliegenden Hügeln wird Weinbau betrie-

ben. In der Umgebung von Fünfkirchen lebt – neben ein paar Schwabendörfern im Westen 

Budapests – noch eine quirlige donauschwäbische Minderheit in Ungarn. 

 

In der römischen Zeit gab es auf dem heutigen Stadtgebiet eine für die Provinz Pannonien wich-

tige Siedlung Sopianae (auch Sompiana genannt). Später hieß die Stadt latinisiert Qinque Ecclsi-

ae (fünf Kirchen), daher auch der deutsche Name. Das ungarische Pécs scheint aus dem Slawi-

schen pet (fünf) zu stammen. König Ludwig der Große gründete hier 1367 die erste ungarische 

Universität. Mit dem Großteil Ungarns kam auch Fünfkirchen zwischen 1543 und 1686 unter 

osmanische Herrschaft. 

 

Aus dieser Zeit stammt auch die heute noch besterhaltene Moschee des Paschas Jakowali Has-

san; hier können islamische Kunstgegenstände besichtigt werden. Daneben gibt es ein weitere 

Anzahl von Museen, darunter auch das römische Lapidarium. Die Kathedrale St. Peter und Paul 

aus dem 11. Jahrhundert wurde im 19. Jahrhundert umgebaut, darin u.a. auch Malereien von 

Karl Christian Andreae (1823 – 1904). 

Herbert Karl 

 
Bild oben links: Reste  der cella septichora, dem Früh-

christlichen Friedhof auf dem Platz desheiligen Stephan; 

Bild oben rechts:  Kathedralenkomplex um 1763;   

Bild unten:  St. Peter und Paul  Kathedrale 

 

Quelle: Wikipedia, Abruf: 20. April 2023. 


